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Die Politologie ist in Österreich eine 
vergleichsweise noch sehr junge Wis­
senschaft. Die ersten Schritte ihrer lns­
titutionalisierung erfolgten in den frü­
hen 1 970er Jahren. 1 97 1  wurde sie an 
den Universitäten Wien und Salzburg 
als Disziplin verankert. Seit 1 972 ver­
fügt sie mit der Österreichischen Zeit­
schrift für Politikwissenschaft (ÖZP) 
über ein eigenes Periodikum. 

1 97 4 erschien mit dem vom gegen­
wärtigen Bundespräsidenten Heinz Fi­
scher herausgegebenen Sammelband 
"Das politische System Österreichs" 
die erste breit angelegte deutschspra­
chige Darstellung der Politik der Zwei­
ten Republik. Dieses Werk war sehr 
erfolgreich und erlebte insgesamt drei 
Auflagen. 

Mittlerweile ist die Politikwissenschaft 
an mehreren Österreichischen Univer­
sitäten und Fakultäten vertreten. 

1 991 gab eine Gruppe von Politolo­
gen , die mit dem Herausgeberkollektiv 
des vorliegenden Bandes weitgehend 
übereinstimmt, das "Handbuch des 
politischen Systems Österreichs" he­
raus. Dieser umfassende Sammelband 
avancierte zum Standardwerk und 
wurde zwei weitere Male aufgelegt.1 

Zwei Entwicklungen veranlassten 
die Herausgebergruppe, eine grund­
legende Neukonzeption vorzunehmen :  
die Erarbeitung neuer Forschungser­
gebnisse und die großen politischen 
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Veränderungen seit Anfang der neun­
ziger Jahre, insbesondere die Teilnah­
me Österreichs an der europäischen 
Integration, die Auseinandersetzungen 
der nationalen Politik mit den Auswir­
kungen der vertieften I nternationali­
sierung im wirtschaftl ichen Bereich 
("Giobalisierung") und den Brüchen 
in vielen Politikfeldern und in der po­
litischen Kultur mit dem Antreten der 
ÖVP-FPÖ-Regierung im Winter 2000. 

Die Herausgebergruppe besteht aus 
namhaften Politologen von den Univer­
sitäten Wien und Salzburg sowie aus 
Wolfgang C. Müller von der Universität 
Mannheim. Unter den Autorinnen des 
neuen "Handbuchs" finden sich neben 
Politikwissenschafterinnen auch Ver­
treter aus verwandten Disziplinen wie 
Rechtswissenschaft, Soziologie, Öko­
nomie und Geschichtswissenschaft. 

"Politik in Österreich" behält zwar die 
Grundstruktur des bisherigen "Hand­
buchs" bei, die Zusammensetzung der 
einzelnen Abschnitte ist jedoch z. T 
wesentlich anders. Alle Beiträge wur­
den entweder neu geschrieben oder 
inhaltlich aktualisiert. Neue Themen 
kamen hinzu . ln einigen Politikfeldern 
veranlasste das Fehlen einschlägiger 
empirischer Untersuchungen ongl­
näre Forschungsarbeiten. Insgesamt 
handelt es sich um die bisher umfas­
sendste Gesamtdarstellung der Öster­
reichischen Politik in der Zweiten Re­
publik. 

Die Herausgeber setzten sich zum 
Ziel, mit dem Sammelband einen 
substanziellen Beitrag zur politischen 
I nformation zu leisten: "Das Ziel de­
mokratischer Bildung - nämlich die 
Gewinnung eines selbstständigen Ur­
teils und ein daraus resultierendes po­
litisches Handeln - kann nur erreicht 
werden, wenn umfassende und diffe­
renzierte Information vermittelt wird", 
heißt es in der Einleitung (S. 3 1 ) .  
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Das "Handbuch" wendet sich gemäß 
der Konzeption der Herausgeber nicht 
nur an Wissenschafterinnen und Stu­
dierende, sondern auch an die in der 
politischen Bildung tätigen Personen, 
an Journalist innen und politisch Inte­
ressierte überhaupt. 

Der Band gl iedert sich in acht Ab­
schnitte. Diese lassen sich vier großen 
Themenfeldern zuordnen: Rahmen­
bedingungen, Institutionen, politische 
Prozesse, politische Inhalte. 

Der Abschnitt I "Rahmenbedingun­
gen, Kontexte" beinhaltet einen histo­
rischen Abriss der Zweiten Republik 
und behandelt die wirtschaftlichen und 
demografischen Rahmenbedingungen 
sowie die Teilnahme Österreichs an 
der europäischen Integration. Im letzt­
genannten Beitrag befasst sich Gerda 
Falkner mit den Folgen des EU-Bei­
tritts im Jahre 1 995 für die zentralen 
politischen Institutionen Österreichs. 
Die Autorin ortet einige signifikante 
Änderungen des Österreichischen po­
litischen Systems. Vor allem verschob 
sich das Gleichgewicht zwischen Le­
gislative und Exekutive weiter zuguns­
ten der Regierung und der Verwaltung. 
Das Österreichische Parlament verlor 
an Einfluss, nicht zuletzt auch deshalb, 
weil die zum Ausgleich geschaffenen 
Kontrollrechte über die EU-Politik der 
Bundesregierung in der Praxis weit­
gehend wirkungslos blieben. Einfluss­
möglichkeiten büßten alles in allem 
auch die Sozialpartner und die Bun­
desländer ein, so das Resümee Falk­
ners. 

Dem Themenbereich politische Ord­
nung und Form sind die Abschnitte I I  
"Regierungssystem" und VI I I  "Bun­
desländer, Gemeinden" zuzuordnen. 
Die Beiträge des zweiten Abschnitts 
befassen sich im Einzelnen mit den 
wichtigsten Institutionen des Regie­
rungssystems: Verfassung, Parlament, 
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Regierung, Bundespräsident, Verwal­
tung, Verfassungsgerichtsbarkeit und 
Rechnungshof. Der achte Abschnitt ist 
zum einen der Beschreibung und Ana­
lyse der Institutionen (Länderverfas­
sungen, Landtage, Landesregierungen 
und -verwaltungen) und politischen 
Prozesse (Parteiensysteme in den 
Ländern, Bund-Land-Beziehungen) in 
den Ländern, ein Kapitel zum anderen 
den Gemeinden gewidmet. 

Mit den politischen Prozessen,  der 
Vertretung von Interessen, der Aus­
tragung von Konfl ikten und der Durch­
satzung von Inhalten befassen sich 
die Abschnitte 1 1 1  "Parteiensystem", IV 
"Sozialpartnerschaft" und V "Politische 
Kultur". Die Beiträge zu den einzelnen 
Parteien im dritten Abschnitt bieten je­
weils einen kurzen Überblick über die 
Parteigeschichte und beschreiben und 
untersuchen Organisation, Ideologie, 
Programmatik und Praxis sowie stra­
tegische Perspektiven. 

Im einleitenden Artikel zum Österrei­
chischen Parteiensystem konzentriert 
sich Wolfgang C. Müller auf die instituti­
onellen Rahmenbedingungen (Rechts­
stellung der Parteien, staatliche Partei­
enfinanzierung und Wahlsystem), die 
Struktur des Parteiensystems (Anzahl 
und relative Größe der Parteien) und 
die Muster des Parteienwettbewerbs 
(gemäßigter Pluralismus oder Zweipar­
teiensystem, offene oder geschlossene 
Wettbewerbsstruktur, Konflikt und Ko­
operation).  Die empirische Analyse des 
Konsens- bzw. Konfl iktniveaus führt zu 
dem Ergebnis, dass die letzte Amtspe­
riode der großen Koalition ( 1 996-2000) 
diejenige mit dem geringsten Konsens 
zwischen Regierung und Opposition 
war. Die ÖVP-FPÖ-Regierung lag in 
den Jahren 2000 bis 2002 im Hinblick 
auf das Konfliktniveau mit der parla­
mentarischen Opposition an zweiter 
Stelle. Die Entwicklung in Richtung 
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Mehrheitsdemokratie begann freilich 
schon in den späten achtziger und frü­
hen neunziger Jahren. 

Im vierten Abschnitt befassen sich 
drei Artikel mit den I nteressenverbän­
den der Unternehmer (Wirtschafts­
kammern, l ndustriellenvereinigung), 
der Arbeitnehmer (ÖGB, Arbeiterkam­
mern) und der Landwirte (Landwirt­
schaftskammern, Präsidentenkonfe­
renz, Raiffeisenverband). Thematisiert 
werden in diesen Beiträgen die Ent­
wicklungsgeschichte, rechtliche Grund­
lagen und organisatorische Aspekte 
(Aufbau,  Entscheidungsstrukturen, 
Wahlen, Mitglieder, finanzielle und per­
sonelle Ressourcen), Verflechtungen 
untereinander und mit politischen Par­
teien sowie die Praxis der Interessen­
vertretung (Rollenverständnis, Ziele, 
Strategien, Herausforderungen). 

Was den ÖGB anbelangt, so muten 
einige der Sätze aus Ferdinand Karlho­
fers Überlegungen zu den Perspektiven 
der Gewerkschaftsbewegung gerade­
zu prophetisch an:  "Unabhängig von 
der politischen Konstellation der Jahre 
2000ff durchläuft der ÖGB . . .  offenbar 
eine Metamorphose. . . . Die 2000er 
Jahre markieren nun ein Jahrzehnt, in 
dem die Zukunft der Gewerkschafts­
bewegung, sowohl die Innen- als auch 
die Außenorientierung betreffend, von 
Unsicherheiten begleitet ist." (S. 478) 

ln dem den Abschnitt einleitenden 
Beitrag über die Sozialpartnerschaft 
stellt Emmerich Talos die Frage: 
"Austrokorporatismus am Ende?" Auf 
wenigen Seiten bietet der Autor eine 
kompakte und schlüssige Analyse der 
Erosion einer zwischen Regierung und 
Sozialpartnern akkordierten Politik. 

Im Laufe der neunziger Jahre än­
derten sich wesentliche politische und 
ökonomische Rahmenbedingungen. 
Österreichs wirtschaftlicher Aufholpro­
zess ging zu Ende, das verlangsam-
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te Wirtschaftswachstum engte den 
Verteilungsspielraum ein. l nfolge stei­
gender Arbeitslosigkeit und des inten­
sivierten Standortwettbewerbs, forciert 
nicht zuletzt durch die marktliberale 
Ausrichtung der EU-Wirtschaftspolitik, 
neigte sich die Machtbalance zuguns­
ten der Unternehmer: Die Interessendi­
vergenzen zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern vergrößerten sich . Auf­
grund der steigenden Heterogenität 
und Formenvielfalt der Arbeitswelt nah­
men auch die Interessenunterschiede 
innerhalb der Klassen zu. Die lnte­
ressenvereinheitlichung, eine grund­
legende Funktion der umfassenden 
Dachverbände, wurde erschwert, Le­
gitimations- und Akzeptanzprobleme 
traten vermehrt auf. Durch den EU­
Beitritt verkleinerte sich der Hand­
lungsspielraum nationaler Politik. Da­
mit schwanden auch die Möglichkeiten 
für mehrere Politikfelder umfassende 
Tauschgeschäfte zwischen den Ak­
teuren der Sozialpartnerschaft. ln  der 
Regierungspolitik erfolgte (schon vor 
dem EU-Beitritt) ein Prioritätenwech­
sel zugunsten von Budgetkonsolidie­
rung und Standortsicherung. Mit der 
Festlegung der Maastricht-Kriterien, 
dem Abschluss des Stabil itätspakts 
und der einseitigen Ausrichtung der 
EZB-Politik auf die Geldwertstabil ität 
zwängten sich die EU-Länder in ein 
wirtschaftspolitisches Korsett, worin 
sie noch heute eingeschnürt sind - mit 
den entsprechend negativen Auswir­
kungen auf Wohlstandsentwicklung 
und Beschäftigung. 

lnteressenakkordierung zwischen 
Regierung und Sozialpartnern sowie 
zwischen Unternehmer- und Arbeit­
nehmerverbänden war unter diesen 
geänderten Umständen in vielen Poli­
tikfeldern nur noch schwer realisierbar: 
Während der Einfluss der Sozialpart­
nerschaft also abnahm, vergrößerte 
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sich jener der Regierung. Sie bestimm­
te in zunehmendem Maße die Zielvor­
gaben und Abläufe. Talos' Resümee: 
"Sozialpartnerschaftl ich abgestimmte 
Politik kam bereits in den 1 990er Jah­
ren weniger oft und bei weniger Mate­
rien zum Tragen." (S. 439) 

Das Jahr 2000 bildete für die Interes­
senpolitik (zumindest kurzfristig) eine 
Zäsur: "Die ÖVP/FPÖ-Regierung ver­
abschiedete sich weitgehend von den 
traditionellen Spielregeln paritätischer 
Einbindung der sozialpartnerschaftlieh 
involvierten Dachverbände." (S. 440) 
Diesem Urteil Talos' ist vollkommen 
zuzustimmen . 

Durch institutionelle Änderungen 
(Auflösung oder Nichteinberufung von 
Gremien) und/oder Änderungen des 
Procedere wurde sozialpartnerschaft­
liche Mitwirkung an den politischen Ent­
scheidungsprozessen zurückgedrängt. 
Dies betraf selbst das gesetzlich veran­
kerte Begutachtungsverfahren. An die 
Stelle der Paritätischen Kommission, 
die im Juli 1 998 zum letzten Mal getagt 
hatte, traten "Gipfeltreffen" oder "Run­
de Tische", allesamt Inszenierungen für 
die Massenmedien mit geringer inhalt­
licher Substanz. Der "Beirat für Wirt­
schafts- und Sozialfragen", das über 
Jahrzehnte bewährte Beratungsorgan 
für die Regierung und die Spitzen der 
lnteressenverbände, verlor stark an 
Bedeutung , denn die Regierung wand­
te sich bevorzugt an ihr nahe stehende 
Expert innen und BeraterklüngeL Sub­
stanzielle Verhandlungen der Regie­
rung mit den Arbeitnehmer-Organi­
sationen wurden sehr selten. Die Un­
ternehmerverbände versuchten ihre 
Interessen über die Verbindungen zu 
den ihnen nahe stehenden Parteien 
und über direkte Kontakte zu den Mi­
nisterien zu vertreten.  Der Erfolg gab 
ihnen Recht; die Politikabstimmung 
mit der Arbeitnehmerseite besaß keine 
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Priorität mehr für sie. Wozu einen Um­
weg machen, wenn die direkte Route 
ans Ziel brachte? Unter ihrer derzei­
tigen Führung ist die WKÖ viel weniger 
als in der Vergangenheit an kontinuier­
licher und mittel- und längerfristig aus­
gerichteter Politikabstimmung mit den 
Arbeitnehmerverbänden und stärker 
an punktuellen, kurzfristigen Vereinba­
rungen interessiert. 

ln der Lohnpolitik herrschte im Gro­
ßen und Ganzen institutionelle Konti­
nuität, wenn auch die Aushandlung 
gewisser I nhalte durch organisierte 
Dezentral isierung von der Branchen­
ebene auf die Betriebsebene verlagert 
wurde. Das Machtungleichgewicht 
zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern kam vor allem darin zum 
Ausdruck, dass die Lohnpolitik ihre 
gesamtwirtschaftl iche Stabilisierungs­
und ihre Vertei lungsfunktion nicht 
mehr erfüllte: Schon seit den 1 980er 
Jahren schöpft die Lohnentwicklung 
den verteilungsneutralen Spielraum 
aus gesamtwirtschaftlichem Produkti­
vitätsfortschritt und Inflationsrate nicht 
mehr aus. 

Emmerich Talos fasst die Entwick­
lungen der Interessenpolitik seit 2000 
wie folgt zusammen: "Sozialpartner­
schaftlich akkordierte Politikgestaltung 
kam - von einigen wenigen Fällen 
abgesehen - zum Erliegen." (S. 441 )  
Konsensorientierung und Konzer­
tierung waren nicht mehr die Regel ,  
sondern die Ausnahme. Konflikte und 
Kampfmaßnahmen spielten in den 
Beziehungen zwischen der Regierung 
und den Interessenorganisationen 
eine größere Rolle. 

Bedeutet dies notwendigerweise, 
dass sozialpartnerschaftl iehe Akkor­
dierung auch in Zukunft weitgehend 
irrelevant sein wird? Nein ,  denn eine 
derartige Interessenpolitik wäre ge­
samtwirtschaftlich weiterhin sinnvoll .  
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Wie die nordeuropäischen Länder und 
Irland (allesamt kleine, offene Volks­
wirtschaften wie Österreich) zeigen, ist 
eine längerfristig orientierte, mehrere 
Politikfelder übergreifende, konsisten­
te und mit den Sozialpartnern abge­
stimmte Wirtschafts- und Sozialpolitik 
besser in der Lage, den Herausforde­
rungen durch die technischen Neue­
rungen, die Internationalisierung und 
den demografischen Wandel gerecht 
zu werden. Funktional ität allein garan­
tiert freilich nicht die Umsetzung eines 
Konzepts. Hiezu ist auch politischer 
Wille erforderlich . . .  

Im fünften Abschnitt werden zum 
einen Entwicklungen im Bereich der 
subjektiven Einstellungen der Öster­
reicherinnen behandelt (politische Kul­
tur, Wahlverhalten, ldentitätsbildung), 
zum anderen auch die Rolle der Mas­
senmedien und d ie Kanäle der poli­
tischen Kommunikation. 

Mit den Inhalten der Politik und den 
Instrumenten zu ihrer Umsetzung be­
schäftigen sich die Abschnitte VI I "Au­
ßenpolitik" und VI "Politikbereiche", wo 
Einzelbeiträge u. a. den Politikfeldern 
Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik, Bil­
dungspolitik, Umweltpolitik, Energie­
politik, Forschungs- und Technologie­
politik, Gesundheitspolitik und Kultur­
politik gelten. 

Ein Stichwortverzeichnis am Ende 
des Bandes erhöht seinen Gebrauchs­
wert als Nachschlagewerk, und die am 
Ende jedes Abschnitts befindl ichen 
Literaturhinweise werden insbesonde-
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ßen und Ganzen ja. Die überwiegende 
Mehrzahl der Artikel ist von hoher 
Qualität, vermittelt vielfältige und teils 
komplexe Informationen in verständ­
licher Weise. Leider gilt dies nicht für 
alle Texte. Überarbeitet werden soll-
ten vorrangig zwei Beiträge aus dem 
ersten Abschnitt. Besonders schwach 
ist der einleitende historische Über-
blicksartikel , und dies in konzeptueller, 
inhaltlicher und speziell sprachlicher 
Hinsicht. (Wieso die Herausgeber 
und der Verlag diesen Text durchge­
hen ließen,  ist diesem Rezensenten 
unverständlich. Würde man diesen 
Band an seinem ersten Hauptartikel 
messen, müsste man ihn sofort bei­
seite legen.)  Die Vielzahl von Tabellen 
in Dieter Stiefels Artikel über die ös-
terreichische Wirtschaft ist für Ökono-
minnen und Wirtschaftshistorikeri nnen 
vermutlich interessant und aufschluss­
reich. Für nicht ökonomisch Gebildete 
wäre jedoch wahrscheinlich eine Mi­
schung aus weniger Zahlen und mehr 
erläuterndem Text vorteilhafter, weil 
verständlicher: Ein Gesamtwerk, das 
in all seinen Elementen hohen An­
sprüchen genügt, liegt also noch nicht 
vor: Erst nach Behebung dieser Män­
gel wird der Verlag mit Fug und Recht 
von dem Handbuch der Politik in Ös-
terreich sprechen können. Vorläufig 
klingt dieser Untertitel noch ziemlich 
großspurig. 

Michael Mesch 

re jenen d ienlich sein, die eine Spe- Anmerkung 
zialthematik weiter vertiefen wollen. 

Kann das Vorhaben der Herausge­
ber, einen substanziellen Beitrag zur 
politischen Information zu leisten, als 
geglückt bezeichnet werden? Im Gro-
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Siehe die Rezension der ersten Aufla­
ge in WuG 1 ( 1 992) 1 25ft und die Be­
sprechung der dritten Auflage in WuG 3 
(1 998) 428ft. 
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